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 NRW stellt sich klar gegen Extremismus  

Antrag  
der Fraktion der AfD  
Drucksache 18/14031  

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzende Angela Erwin: Einen wunderschönen guten Morgen! Ich darf Sie alle zur 
69. Sitzung des Innenausschusses herzlich begrüßen. Ich begrüße alle Mitglieder des 
Ausschusses sehr herzlich, die Vertreter der Landesregierung und alle Zuhörerinnen 
und Zuhörer. Es sind auch sehr viele Praktikanten anwesend. Herzlich willkommen! 
Ich darf begrüßen die Vertreterinnen und Vertreter der Medien und natürlich ganz be-
sonders die Herren Sachverständigen.  

Ich danke den Sachverständigen für ihre vorab eingereichten Beiträge. Bitte gehen Sie 
davon aus, dass die Abgeordneten die Stellungnahmen gelesen haben, also der Inhalt 
den Abgeordneten bekannt ist und auch intensiv durchgearbeitet wurde.  

Wie bereits im Einladungsschreiben mitgeteilt, sind Eingangsstatements der Sachver-
ständigen nicht vorgesehen. Die Abgeordneten werden sich vielmehr direkt mit Fragen 
an die Sachverständigen wenden.  

Wie in der Vergangenheit bereits eingeübt, werde ich zunächst einige Fragen aus dem 
Kreis der Abgeordneten in der Reihenfolge der Fraktionsgröße sammeln und bitte 
dann die Sachverständigen, diese zu beantworten. Hier sei darauf hingewiesen, dass 
im Idealfall nur ein Sachverständiger pro benannte Organisation in jeder Fragerunde 
spricht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie, sich an unsere Absprache zu halten und 
nur maximal drei Fragen zielgerichtet an konkrete Sachverständige pro Fragerunde zu 
richten. Bitte achten Sie auch darauf, die Fragen nicht mit eigenen Standpunkten und 
Ansichten zu vermischen.  

Dr. Christos Katzidis (CDU): Meine sehr geehrten Herren Sachverständige, herzli-
chen Dank für die Stellungnahmen. 

Zwei Fragen haben wir seitens der CDU-Fraktion an Herrn Neumann.  

Erste Frage: Der Antrag wird mit dem Ziel begründet, ein klares politisches Signal ge-
gen Extremismus setzen zu wollen. Kann dieses Ziel aus Ihrer Sicht mit der vorge-
schlagenen Lösung erreicht werden? Dazu interessiert uns Ihre Einschätzung.  

Zweite Frage: Sie haben angesprochen, dass potenzielle Zuwendungsempfänger 
nach dem Antrag eine Einschätzung darüber treffen sollen, ob dritte an der Durchfüh-
rung von Projekten beteiligte Personen möglicherweise gegen die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung verstoßen. Für wie belastbar und rechtssicher halten Sie eine 
solche prognostische Einschätzung durch private Projektträger?  
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Christina Kampmann (SPD): Die Fragen der SPD gehen in eine ähnliche Richtung 
und richten sich ebenfalls an Sie, Herr Neumann.  

Wir würden gerne von Ihnen wissen, wie Sie die Eignung der im Antrag vorgeschlage-
nen Extremismusklausel als Instrument der Extremismusprävention definieren würden 
und inwieweit Sie dieses Instrument als geeignet ansehen würden.  

Die zweite Frage ist, wie Sie alternative Modelle sehen und welche alternativen Mo-
delle Ihnen vorschweben könnten, um einen wirksameren Schutz vor Extremismus zu 
ermöglichen als die im Antrag vorgeschlagene doch recht pauschale Vorlage einer 
entsprechenden Erklärung.  

Dorothea Deppermann (GRÜNE): Auch von mir an beide Sachverständige herzli-
chen Dank für Ihre Stellungnahmen.  

Meine erste Frage richtet sich auch an Herrn Neumann. Ich würde gerne wissen, wie 
Sie es einschätzen, welche Wirkung eine solche Klausel auf die Präventionsarbeit und 
die dort tätigen Organisationen entfalten kann.  

Meine zweite Frage möchte ich gerne an die mobile Beratungsstelle richten und 
möchte gerne wissen: Welche Folgen hat eine solche Klausel für das gesellschaftliche 
Klima, die Demokratieförderung und das zivilgesellschaftliche Engagement?  

Marcel Hafke (FDP): Meine Damen und Herren, die Vorredner haben schon die Fra-
gen gestellt, die wir uns notiert haben.  

Markus Wagner (AfD): Schönen Dank für Ihr Erscheinen.  

Die erste Frage geht an den Vertreter der KAS, Herrn Neumann. Wie stehen Sie eigentlich 
zu dem Antrag der CDU in der Bremischen Bürgerschaft, die 2024 versucht hat, zum 
Beispiel den linken Antisemitismus per Klausel von Förderungen auszuschließen?  

Die zweite Frage geht an beide Vertreter. Können Sie selbst den Satz im Petitum des 
Antrages unter Punkt 1 unterzeichnen? Den möchte ich hier zitieren:  

„Hiermit bestätigen wir, dass wir uns zu der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland bekennen und eine den 
Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit gewährleisten.“ 

Falls Sie das unterschreiben können, was spricht eigentlich dagegen, dass andere das 
auch unterschreiben können? Falls Sie das nicht unterschreiben können, würde mich 
interessieren, warum Sie das nicht unterschreiben können.  

Weiter habe ich eine Frage an Herrn Trusov. Sie sprechen in Ihrer Stellungnahme zum 
Antrag der AfD-Fraktion davon, dass es darum gehe, zivilgesellschaftliche Initiativen 
im Bereich der Demokratieförderung, der politischen Bildung und der Prävention von 
Rechtsextremismus infrage zu stellen. In unserem Antrag geht es allerdings nicht nur 
um Rechtsextremismus, sondern um alle Extremismen – das möchte ich hier noch mal 
deutlich machen –, also auch um Linksextremismus, der von "Demokratie leben!" so 
gut wie nicht erfasst ist, und eben auch um den Islamismus. Von daher stellt sich die 
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Frage, die ich an Sie richte: Warum sprechen Sie hier nur von Initiativen gegen Rechts-
extremismus? Warum sprechen Sie nicht von Initiativen gegen alle Extremismen, die 
es zu bekämpfen gilt?  

Felix Neumann (Konrad-Adenauer-Stiftung [per Video zugeschaltet]): Sehr geehrte 
Abgeordnete! Sehr geehrte Damen und Herren! Herzlichen Dank für die Einladung und 
die Möglichkeit, hier sprechen zu können.  

Ich versuche, die Fragen in der Reihenfolge zu beantworten, wie sie mir gestellt wur-
den. Sollte es Rückfragen geben, stehe ich selbstverständlich dafür zur Verfügung.  

Zu den Fragen der CDU-Fraktion: Wird mit diesem Antrag das politische Ziel erreicht? 
Wenn es darum geht, im Bereich der Extremismusprävention und Extremismusbe-
kämpfung zu wirken, dann würde ich sagen, dieses Ziel wird nicht erreicht, und zwar 
einfach deswegen, weil man keine effiziente Gewährleistung hat, mit diesem Vorhaben 
Extremismus einzudämmen. Das gilt für alle Phänomenbereiche, die wir aktuell haben. 
Eine solche Initiative kann dieses Ziel nicht erreichen.  

Mit Blick auf die Debatte, wie Zuwendungsgeber sicherstellen können, dass Dritte mit 
den Geldern effizient umgehen, ist sicherlich zunächst zu betonen, dass alle beteiligten 
Akteure im politischen Raum, in den Ministerien, in der Zivilgesellschaft natürlich wol-
len, dass Gelder staatlicher Natur entsprechend verwendet werden für aktive Demo-
kratieförderung und nicht missbraucht werden von anderen Akteuren, die eigentlich 
das Gegenteil wollen.  

Wie können das entsprechende Träger sicherstellen? Das muss natürlich kritisch hin-
terfragt werden, und das wird in diesem Antrag eben auch nicht deutlich. Man kann 
natürlich einen gewissen Vertrauensvorschuss geben, dass entsprechende Zuwen-
dungsempfänger den Dritten eine gute Beurteilung geben, was potenzielle extremisti-
sche Bestrebungen angeht. Man muss aber natürlich auch kritisch hinterfragen, ob 
das a) der eigentliche Job dieser Person ist und ob b) das entsprechende Fachwissen 
über das gesamte Bundesland Nordrhein-Westfalen in den entsprechenden Phäno-
menbereichen zu dem Zeitpunkt gegeben ist. Und da würde ich schon sagen, das sind 
eigentlich andere Stellen, die das leisten müssten. Da sind es vor allem dann die Si-
cherheitsarchitekturen und der Verfassungsschutz, der in diese Rolle schlüpfen 
müsste und das natürlich auch tagtäglich ausübt.  

Zu den Fragen der SPD-Fraktion: Instrument der Prävention als geeignetes Mittel. Ist 
das ein Instrument im Bereich der Prävention? Ich denke, nein. Es gibt verschiedene 
andere Ansätze im Bereich der Extremismusprävention – primär, sekundär, tertiär –, 
die auf unterschiedlichen Ebenen, beispielsweise bei Kindern und Jugendlichen, effizient 
wirken. Ich glaube, dass da sowohl die Zivilgesellschaft als auch staatliche Stellen – 
das variiert von Bundesland zu Bundesland, wer da welche Rollen in welchem Phäno-
menbereich übernimmt – bisher gute Mittel gewählt haben. Da kann man eher ansetzen 
und auf die Erfahrungen aufbauen und dann entsprechende Vorhaben fördern.  

Gibt es alternative Modelle im Bereich der Extremismusprävention? Auch da würde ich 
sowohl auf die zivilgesellschaftlichen als auch staatlichen Stellen verweisen. In der 
Forschungslandschaft wird momentan sehr viel Arbeit geleistet zu Online-Radikali-
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sierung, vor allem mit Blick auf Gaming-Plattformen, die verstärkt von jungen Menschen 
genutzt werden. Dazu gibt es aktuell sehr viel Forschung und sehr viele Initiativen. 
Darauf kann man effizient aufbauen.  

Zu der Frage der Grünen-Fraktion: Welche Wirkung hat diese Initiative auf die Zivilge-
sellschaft? Da ich nicht Teil der klassischen Zivilgesellschaft bin, wäre das von meiner 
Seite nur eine Mutmaßung, weswegen ich die Beantwortung dieser Frage eher dem 
anderen Kollegen als Sachverständigen überlassen würde.  

Zu den zwei Fragen der AfD-Fraktion an mich: Bei der ersten Frage muss ich geste-
hen, dass mir der Antrag oder die Initiative, die Sie da skizziert haben, nicht vorliegt. 
Deswegen fällt es mir schwer, da aus dem Stegreif eine Einschätzung zu geben.  

Grundsätzlich muss aber gesagt werden: Linker Antisemitismus ist etwas, was schon 
immer da war und wo ich auch sagen würde, dass wir das aktuell mit verschiedenen 
regionalen Schwerpunkten immer mehr sehen.  

Aus der Forschungsperspektive muss aber ganz klar auch gesagt werden, dass es 
inzwischen immer mehr Forschung und Initiativen gibt, die genau dieses Phänomen 
beleuchten mit aktiver Forschung und dann eben Handlungsempfehlungen zu diesem 
Bereich aufstellen.  

Zu Ihrer zweiten Frage: Natürlich würde ich unterstreichen, dass eine solche Stellung-
nahme für die freiheitlich-demokratische Grundordnung eine gute Initiative wäre. Die 
Frage ist nur, was man damit erreichen möchte. Ich glaube, der ursprüngliche Antrag 
zielt da auf einen größeren Rahmen ab, nämlich im Bereich der Extremismuspräven-
tion und -bekämpfung. Eine reine Unterschrift kann das eben nicht gewährleisten, was 
eigentlich angedacht wäre.  

Marat Trusov (Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus): Vielen Dank für die 
Fragen und für die Einladung.  

Zu der Frage der Grünen-Fraktion. Frau Deppermann hat gefragt: Welche Folgen hat 
der Antrag für die Zivilgesellschaft, für die engagierten Leute und für die geförderten 
Projekte? Soweit wir überblicken können, geht es nicht nur um diesen Antrag, sondern 
allgemein um die Vorwürfe oder Misstrauenskonstruktionen den engagierten Perso-
nen gegenüber.  

Dieser Antrag greift inhaltlich mehrere Debatten auf, die schon seit Monaten und Jah-
ren laufen, ob denn die Leute, die sich für Demokratie und gegen Rechtsextremismus 
einsetzen, in Deutschland so demokratisch sind, wie sie sich geben. Dieses Miss-
trauen und diese Delegitimierung machen natürlich auf Dauer etwas mit den Men-
schen, die sich teilweise ehrenamtlich, teilweise hauptamtlich, aber mit viel Energie für 
die demokratischen Werte in diesem Land einsetzen.  

Man kann zahlreiche Evaluationen der Arbeit dagegenstellen und zeigen, wie gut diese 
Arbeit läuft. Das wird aber leider nicht gemacht. Für die Menschen, die sich in der 
Förderung befinden, teilweise prekär finanziert sind, von Jahresförderung betroffen 
sind und seit Jahren die Arbeit machen, ist das schon ein Schlag ins Gesicht. Wenn 
man qualitativ und quantitativ nachweisen kann, dass die geleistete Arbeit einen hohen 
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Stellenwert hat und sehr gut läuft, permanent hinterfragt zu werden, ob man denn 
überhaupt zu den Demokratinnen und Demokraten in diesem Land gehört und nicht 
eine heimliche Agenda führt, das ist leider demotivierend. Das mündet darin, dass uns 
Leute abhandenkommen. Träger haben keinen Bock mehr, sich damit auseinanderzu-
setzen, und ziehen sich zurück.  

Es macht Menschen anders betroffen, weil die Sicherheitsfragen innerhalb der Träge-
rinnenlandschaft auch anders gestellt werden. Wir als Mobile Beratung beraten jetzt 
sehr viele Menschen zu Schutzkonzepten, und zwar nicht nur weil man in einem The-
menfeld aktiv ist, das mit Gefährdungen einhergeht, sondern weil den Trägern struk-
turell die Arbeit erschwert wird und man sich auch vor politischen Angriffen schützen 
muss.  

Zusammengefasst: Das ist eine große Belastung. Es geht nicht nur um den Antrag, 
um den es hier heute im Hause geht, sondern wir haben auf Bundesebene sehr viele 
Entwicklungen, die in eine ähnliche Richtung gehen. Wir hatten in diesem Haus auch 
in anderen Ausschüssen mit Anträgen zu tun zu der Frage, ob die sogenannten NGOs 
versuchen, den Staat auszunutzen. Das tun sie natürlich nicht. Die NGOs sind dieje-
nigen, die tatsächlich jenseits des politischen Rahmens versuchen, die demokrati-
schen Werte in der Republik zu verteidigen und zu stärken und denen zu helfen, die 
in Not sind. Das sollte wertgeschätzt und gewürdigt werden und nicht hinterfragt und 
erschwert werden. Das zu den Auswirkungen des Antrags.  

Dann habe ich die Fragen von Herrn Wagner von der AfD-Fraktion vernommen. Ich 
habe die erste Frage nicht verstanden. Meinen Sie, ob ich persönlich das unterschrei-
ben könnte? – Ja, natürlich. Die Frage ist aber: Warum fragen Sie mich persönlich, ob 
ich das unterschreibe? Ich bin bei einem Träger angestellt, der seit mehr als 15 Jahren 
in Bundes- und Landesförderungen drinsteckt. Jedes Jahr unterschreiben wir sowas.  

Es gibt zahlreiche Paragrafen im Zuwendungsbescheid. Hätten Sie im Vorfeld des An-
trags besser recherchiert, hätten Sie festgestellt, dass das, was Sie im Antrag fordern, 
eigentlich nicht mal Schnee von gestern ist. Wir unterschreiben zur Überprüfung von 
Kooperationspartnerinnen, ob die in extremistischen oder terroristischen Bezügen ste-
cken. Das müssen wir alles als Träger gewährleisten. Eine bloße Unterschrift, ob wir 
die FDGO würdigen, kann man fordern. Aber das machen wir schon seit Jahren.  

Zu Ihrer zweiten Frage: Warum spreche ich in meiner Stellungnahme nur von Rechts-
extremismus? Das liegt daran, dass ich vor allem schriftliche Stellungnahmen nur zu 
Themen abgebe, für die ich zuständig bin und für die ich Kompetenzen habe, und das 
ist Rechtsextremismus.  

Als Mobile Beratung werden wir sowohl vom Bund als auch vom Land explizit dafür 
gefördert, gegen Rechtsextremismus zu beraten. Natürlich pflegen wir auch gute Kon-
takte zu Kolleginnen und Kollegen, die im Themenbereich „phänomenübergreifende 
Extremismusprävention“ tätig sind oder Islamismusprävention leisten. Wir als Mobile 
Beratung sind aber explizit für den Themenbereich „Rechtsextremismus“ zuständig.  

Ich würde mir nicht anmaßen, für andere Kolleginnen und Kollegen zu sprechen, die 
in anderen Bereichen ihre Kompetenzen haben. Deswegen habe ich in meiner Stel-
lungnahme nur von Rechtsextremismusprävention geschrieben.  
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Markus Wagner (AfD): Herr Neumann, wie stehen Sie dazu, dass zusätzlich zu einer 
Demokratieklausel auch das Haber-System eingeführt wird, das ja in den letzten Ta-
gen eine bedeutende Rolle gespielt hat, als es um die Verleihung des Buchhandlungs-
preises ging?  

Herr Trusov, Sie sprechen in Ihrer Stellungnahme davon, dass Förderempfangende 
verpflichtet sind, die freiheitlich-demokratische Grundordnung zu achten. Was spricht 
dagegen, die freiheitlich-demokratische Grundordnung nicht zu achten, sondern sich 
zu ihr zu bekennen, so wie wir das in unserem Antrag fordern?  

Sie haben davon gesprochen, dass Sie gegen Rechtsextremismus tätig sind. Ich habe 
mir mal Ihre Interviews und Veröffentlichungen angesehen. Dort benennen Sie die Be-
grifflichkeiten „rechts“, „rechtslastig“, „rechte Narrative“, „rechtspopulistisch“, „extrem 
rechts“ und „rechtsextrem“ unterschiedlich und synonymhaft für dieselben Sachver-
halte. Sie können sich Ihre Stellungnahmen ja gerne noch mal selber anschauen. Ich 
habe das gestern getan, und da stellt sich mir die Frage, was das noch mit dem Kampf 
gegen Rechtsextremismus zu tun haben soll.  

Felix Neumann (Konrad-Adenauer-Stiftung [per Video zugeschaltet]): Ich muss bei 
dem Punkt leider passen, weil ich zu dem konkreten Fall bisher noch nicht gearbeitet 
habe. Ich bitte, das zu entschuldigen, aber ich würde sehr gerne eher zu den Punkten 
sprechen, bei denen ich mich trittfest fühle. Deswegen würde ich für die anderen Fra-
gen an den Kollegen Sachverständigen abgeben.  

Marat Trusov (Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus): Herr Wagner, der Un-
terschied zwischen Achten und Bekennen: Wir können darüber diskutieren, inwiefern 
die Zielsetzung dieselbe wäre. In meiner Vorstellung: Wenn ich als Träger einer Maß-
nahme dem Fördermittelgeber per Unterschrift rechtsbindend versichere, dass ich die 
freiheitlich-demokratische Grundordnung, das Grundgesetz, die Menschenrechte usw. 
achte und in meiner Arbeit sicherstelle, dass diese nicht verletzt werden, dann be-
kenne ich mich sowas von zu diesen Werten, die aufgeführt sind. Dann ist das eher 
eine semantische Frage aus meiner Sicht. 

Sie können gerne natürlich auch in die Diskussion mit entsprechenden politischen Ver-
tretungen und den Ministerien auf Bundes- und Landesebene gehen, ob diese sprach-
liche Schärfung förderlich ist. Ich sehe das nicht als gegeben. Denn wenn wir als Trä-
ger unterschreiben, dass wir die FDGO achten, dann bekennen wir uns dazu auch.  

Jenseits dessen: Es gibt reichlich andere normative Regelungen, die ein Bekennen 
zur FDGO und zum Grundgesetz verlangen. Die meisten Träger sind gemeinnützige 
Organisationen, kirchliche Organisationen etc. Es liegt der DNA dieser Träger inne, 
die FDGO zu achten und sich dazu zu bekennen.  

Von daher: Wir können doppelte und dreifache Arbeit machen an vielen Stellen. Wir 
können uns aber auch der Arbeit widmen, für die wir die Fördermittel bekommen, damit 
die Steuergelder auch gut investiert sind.  

Zu dem Unterschied zwischen rechts und Rechtsextremismus: Ich freue mich, dass 
Sie meine Stellungnahmen und Interviews zur Kenntnis nehmen. Das ist tatsächlich 
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sehr gut, weil ich glaube, die Qualität dieser Stellungnahmen und Interviews ist auch 
gut.  

Wenn wir uns jenseits der Extremismustheorielogik befinden, dann müssen wir natür-
lich auch über rechte, extrem rechte und rechtspopulistische Inhalte reden. Es obliegt 
unserer Fachlichkeit, darauf hinzuweisen, wo Sachen nicht funktionieren, wo es Ge-
fährdungspotenziale gibt etc.  

Wenn wir isoliert von Rechtsextremismus sprechen würden – so wie Ihre Partei das 
versteht –, dann habe ich einen sehr, sehr einfachen Job: Dann sitze ich die ganze 
Zeit in meinem Büro, habe eine ausfinanzierte Stelle und tue nichts außer dann viel-
leicht gewaltbereiten Neonazismus abzuarbeiten.  

Aber wenn wir über extrem rechte Gefahr in Deutschland sprechen, wertebasiert ar-
beiten, aus fachlicher Perspektive, die jenseits der Extremismustheorie liegt, darauf 
gucken und mit aktuellem Status quo in der Fachdebatte arbeiten, dann müssen wir 
auch über die Transfermechanismen zwischen rechten Positionen und rechten Werten 
und Radikalisierung bis hin zu verfassungsfeindlichen Geschichten reden.  

Wir können nicht da anfangen, wo das Kind schon in den Brunnen gefallen ist, sondern 
können und sollen auch im präventiven Bereich tätig werden. Das verlangt auch, da 
anzusetzen, wo die Sachen beginnen.  

Vorsitzende Angela Erwin: Herr Wagner, ich darf noch mal den Hinweis geben, die 
Fragen bitte bezogen auf den Antrag, zu dem die Anhörung stattfindet, zu stellen und 
nicht ins Allgemeine auszuweichen.  

Markus Wagner (AfD): Meine Frage geht an beide Sachverständige. Wir haben eben 
gehört, welche großen Mühen, Verunsicherungen und ähnliches eine einfache Unter-
schrift auslösen soll, sich zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung zu bekennen.  

Wir sprechen hier aber davon, dass enorme Steuergelder in Anspruch genommen wer-
den, um diese Fördermittel zu erhalten. Dann ist immer gerne die Rede von General-
verdacht, unter den man ja gestellt würde, wenn man so etwas unterschreiben müsse. 
Jeder Flugreisende steht unter Generalverdacht; sonst würde er nicht kontrolliert.  

Meine Frage ist: Ist die Tatsache, dass hier Steuergelder – Gelder von arbeitenden 
Menschen – in Anspruch genommen werden, nicht ausreichend, um eine mickrige Un-
terschrift unter ein Demokratiebekenntnis zu setzen?  

Felix Neumann (Konrad-Adenauer-Stiftung [per Video zugeschaltet]): Ich kann nur 
noch mal den Punkt von vorhin bekräftigen, dass das natürlich eine Initiative ist, über 
die man sprechen kann, es aber schlussendlich kein effizientes Mittel der Extremis-
musprävention oder Extremismusbekämpfung ist.  

Wenn es keine weitere Fragerunde gibt, würde ich mich gerne verabschieden, weil ich 
einen Anschlusstermin habe.  
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Vorsitzende Angela Erwin: Auch die AfD hat keine weiteren Fragen mehr, sehe ich. 
Herr Neumann, ich darf mich herzlich bei Ihnen bedanken, dass Sie uns heute zur 
Verfügung gestanden haben, und wünsche Ihnen noch einen erfolgreichen Tag.  

Felix Neumann (Konrad-Adenauer-Stiftung [per Video zugeschaltet]): Ich danke 
Ihnen. Einen schönen Tag! Liebe Grüße aus Berlin! 

Marat Trusov (Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus): Mir ist nicht klar, ob 
meine Antwort auf die vorherige Frage nicht ausreichend war. Ich verstehe nicht, was 
ich noch dazu beitragen kann.  

Ein schlichtes Bekenntnis als Unterschrift ist aus meiner Sicht schon gegeben. Es gibt 
ein Begleitschreiben des Bundes, das genau das fordert. Es gibt mehrere Paragrafen 
in Zuwendungs- und Förderbescheiden, die auf die Achtung der freiheitlich-demokra-
tischen Grundordnung eingehen.  

Mir erschließt sich eher nicht, warum es der AfD-Fraktion im NRW-Landtag so wichtig 
ist, dass jeder Träger – und wenn Sie mich persönlich fragen: jeder Mitarbeiter, der 
über Fördermittel finanziert ist – eine Unterschrift unter den im Antrag formulierten Satz 
setzt. Was gewinnen wir damit außer, dass wir noch einen formellen Vorgang instal-
lieren, der wiederum Arbeitsressourcen bindet – wenn auch geringere natürlich – und 
eigentlich redundant ist? Denn, wie gesagt, alle Träger, die über "Demokratie leben!" 
gefördert werden, die in Kooperation mit uns stehen, sind der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung verpflichtet und achten diese. Punkt.  

Vorsitzende Angela Erwin: Damit sind wir am Ende der Anhörung angekommen. Ich 
darf noch einmal den beiden Sachverständigen herzlich danken für die schriftlichen 
Stellungnahmen und dafür, dass sie uns heute persönlich für Fragen zur Verfügung 
gestanden haben. Ich wünsche Ihnen, Herr Trusov, und den Zuhörerinnen und Zuhö-
rern eine gute Rückreise und den Praktikantinnen und Praktikanten noch einen span-
nenden Tag im Landtag. 

gez. Angela Erwin 
Vorsitzende 

Anlage 
26.03.2026/24.04.2026 
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Tableau 

eingeladen Teilnehmer/innen Stellungnahme 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Berlin 
 

Felix Neumann 
(per Videozuschaltung) 

18/3503 

Mobile Beratung gegen 
Rechtsextremismus NRW 
Düsseldorf 
 

Marat Trusov 18/3551 

Dr. Kristina Schröder 
Kristina Schröder  
Consulting GmbH 
Hamburg 
 

keine Teilnahme --- 
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